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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.05.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2021/03/0167 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2021/03/0168 bis 0273, 0274, 0275, 0276 

Rechtssatz 

Aus § 1 Abs. 1 Z 3 und 4 UVP-G 2000 folgt eine Verpflichtung des die Erlassung der Trassenverordnung 
durch die Behörde vorbereitenden Eisenbahnunternehmens "die Vor- und Nachteile der vom 
Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Alternativen sowie die umweltrelevanten Vor- und 
Nachteile des Unterbleibens des Vorhabens" sowie "bei Vorhaben, für die gesetzlich die Möglichkeit 
einer Enteignung oder eines Eingriffs in private Rechte vorgesehen ist, die umweltrelevanten Vor- und 
Nachteile der vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Standort- und Trassenvarianten 
darzulegen". Diese Darlegung der umweltrelevanten Vor- und Nachteile geprüfter Trassenvarianten 
dokumentiert einen umweltbezogenen Auswahlprozess, zur Begründung des zur Genehmigung 
eingereichten Vorhabens. Dem Projektwerber ist aber die Entscheidung über die letztendlich gewählte 
und der Umweltverträglichkeitsprüfung zugrunde gelegte Trasse freigestellt. 
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